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Der Hessentag 2011 fällt genau auf die
Mitte der Wahlperiode des Hessischen Land-
tags. Deshalb ist diese Sonderausgabe zum
Hessentag eine gute Gelegenheit, um eine
Halbzeitbilanz zu ziehen. 

Wir können mit Fug und Recht sagen:
Die SPD-Fraktion ist die innovativste Kraft
im Hessischen Landtag. 

Es gelingt uns immer wieder, die besse-
ren Alternativen zur Politik dieser inhaltlich
ausgezehrten und lustlosen Landesregie-
rung von CDU und FDP  zu präsentieren. 
Das Ziel ist klar: Diese Regierung muss bei
der nächsten Landtagswahl abgelöst wer-
den. Wir zeigen aus der Opposition heraus,
wie Hessen besser regiert werden kann.

Der „rote Faden“ unserer Politik ist das
Thema Gerechtigkeit.  Das umfasst soziale
Gerechtigkeit und Verteilungsgerechtigkeit,
damit starke Schultern mehr tragen als
schwache. Dazu gehören auch gerechter 
Zugang zur Bildung und Gerechtigkeit am
Arbeitsmarkt. Unser Markenzeichen ist der
offene Dialog mit allen Betroffenen.

Chancengleichheit in der Schule durch
das „Haus der Bildung“, eine neue Politik 
für die Städte und den ländlichen Raum,
Konzepte für gute Arbeit zu fairen Löhnen
und die Energiewende – die SPD-Fraktion
hat die besten Ideen und Konzepte für unser
Land. Wir haben als einzige Fraktion ein Ge-
setz für die Energiewende und ein Mittel-
standsförderungs- und Vergabegesetz in
den Hessischen Landtag eingebracht, damit
Lohndumping verhindert wird. Zudem
haben wir ein komplettes neues Schulgesetz
entwickelt, das Ernst macht mit dem Ziel,
jedem Kind die besten Chancen zu geben.

Weder die Landesregierung noch eine 
andere Fraktion haben so umfassend und
vollständig sämtliche Arbeitsfelder beackert
wie die SPD-Fraktion in der ersten Hälfte
dieser Wahlperiode. Wir zeigen: Hessen
muss nicht weiter unter Wert regiert 
werden. Wir sind die Alternative, damit es 
in unserem Land wieder gerecht zugeht. 
Herzliche Grüße

Thorsten Schäfer-Gümbel  

BESUCHEN SIE DIE

SPD-FRAKTION VOM

10. BIS 19. JUNI IN DER

LANDESAUSSTELLUNG

(HALLE 1) AUF DEM

HESSENTAG IN OBER-

URSEL.

AM 14. JUNI SIND ALLE

INTERESSIERTEN HERZ-

LICH ZUR ÖFFENT-

LICHEN FRAKTIONS-

SITZUNG DER SPD AUF

DEM HESSENTAG EIN-

GELADEN. BEGINN: 

11.00 UHR, STADTHALLE

OBERURSEL.

1961 initiierte der damalige Minister-
präsident Georg August Zinn (1901-1976)
den ersten Hessentag in Alsfeld. Die
Hessen sollten die gelungene Integra-
tion von knapp einer Million Flüchtlin-
gen und Heimatvertriebenen in der
Nachkriegszeit feiern und sich kennen-
lernen. Der populäre SPD-Politiker wollte
damals ein Fest schaffen, das die Men-
schen in Hessen zusammenführt, Alt-
eingesessene und Neubürger miteinan-
der in Verbindung bringt und allen
Bürgerinnen und Bürgern das spezifisch
hessische Heimatgefühl vermittelt. Bis
heute hat der Hessentag diesen Charak-
ter als verbindendes Fest aller Hessen
bewahrt.

„Hesse ist, wer Hesse sein will“
Die 29 Abgeordneten der SPD-Frak-

tion fühlen sich deshalb ganz im Sinne

HESSENS
INNOVATIVSTE
KRAFT
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51. HESSENTAG IN
OBERURSEL
SPD-Informationsstand  in der Landesausstellung (Halle 1)

Thorsten Schäfer-Gümbel,  SPD-Fraktionssvorsitzender
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Vordere Reihe (v. l. n. r.): Dr. Thomas Spies, Michael Siebel, Heike Habermann, Nancy Faeser, Thorsten Schäfer-Gümbel,
Petra Fuhrmann, Günter Rudolph, Lothar Quanz, Brigitte Hofmeyer.
Mittlere Reihe (v. l. n. r.): Wolfgang Decker, Timon Gremmels, Dieter Franz, Sabine Waschke, Heike Hofmann, Manfred
Görig, Norbert Schmitt, Dr. Michael Reuter, Ernst-Ewald Roth, Reinhard Kahl.
Obere Reihe (v. l. n. r.): Heinz Lotz, Torsten Warnecke, Marius Weiß, Lisa Gnadl, Gernot Grumbach, Andrea Ypsilanti,
Regine Müller, Uwe Frankenberger, Dr. Judith Pauly-Bender, Gerhard Merz.

DIE SPD-FRAKTION IM HESSISCHEN LANDTAG

Zinns allen Hessen verpflichtet. „Dieses
Land braucht dringend eine starke Sozi-
aldemokratie als politisches Korrektiv im
Hessischen Landtag“, betont der Parla-
mentarische Geschäftsführer Günter
Rudolph. Der SPD-Fraktion sei es in den
vergangenen Jahren gelungen, in allen
Bereichen parlamentarische Alternati-
ven für eine bessere Landespolitik aufzu-
zeigen. Es sei allerdings auch Aufgabe
der Opposition, eklatantes Missmanage-
ment, kommunalfeindliche Kürzungs-
pläne oder gar den Verdacht der indirek-
ten Parteienfinanzierung aufzugreifen
und entsprechend zu kritisieren, so Ru-
dolph. CDU und FDP hätten sich vor Fu-
kushima ja eher als „Erfüllungsgehilfe
der Atomwirtschaft“ profiliert. Da fehle
es jetzt eben an der energiepolitischen
Kompetenz für die Zeit nach dem Aus-
stieg aus der Atomenergie.  n
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bau erneuerbarer Energien nicht nur un-
ter Klimaschutzaspekten zu betrachten,
sondern die immense Bedeutung der
Energiewirtschaft für die Weiterent-
wicklung des Wirtschaftsstandorts Hes-
sen fest im Blick zu behalten.  n

Die im Juni 2009 in Kraft getrete-
ne europäische Richtlinie zur
Förderung Erneuerbarer Energi-

en sieht vor, dass ihr Anteil am Gesamt-
energieverbrauch bis im Jahr 2020 in Eu-
ropa auf mindestens 20 Prozent steigen
soll. Dieses Ziel kann jedoch nur erreicht
werden, wenn Bundesländer und Kom-
munen in den Ausbau von erneuerbaren
Energien investieren. 

Vor diesem Hintergrund hat die
Agentur für Erneuerbare Energien im
vergangenen Jahr zum zweiten Mal ei-
ne Bundesländer-Vergleichsstudie durch-
geführt. „Wir wollten herausfinden, wie
es um den Wirtschaftsfaktor erneuerba-
re Energien in den Ländern bestellt  ist“,
betonte Undine Ziller von der Agentur
für Erneuerbare Energien bei der Vor-
stellung der Ergebnisse vor den Abge-
ordneten der SPD-Fraktion im Hessi-
schen Landtag. Der Bundesländerver-
gleich erlaube, „Vorreiter und Schluss-
lichter“ zu identifizieren. Hessen halte
leider nur Platz 13 und den letzten Platz
im Flächenländerranking. Die Daten zei-
gen aber auch: Überall dort, „wo die Bür-

gerinnen und Bürger Eigeninitiative ent-
wickeln, schneidet Hessen gut ab“. Keine
spürbare Entwicklungsdynamik habe
man in Hessen dagegen für größere An-
lagen, wie z. B. für Windenergie oder Bio-
masse erfasst. Ziller forderte, den Aus-

HESSEN IST SCHLUSSLICHT
BUNDESLÄNDERVERGLEICH ERNEUERBARE ENERGIEN 2010

Als Konsequenz aus der Reaktorka-
tastrophe in Japan hat die hessi-
sche SPD-Landtagsfraktion zehn

Forderungen zur Energiewende vorgelegt
und Ministerpräsident Bouffier aufgefor-
dert, schnellstmöglich gesetzliche Grund-
lagen für den Umstieg auf erneuerbare
Energien zu schaffen. „Nach den schreck-
lichen Ereignissen in Japan müssen sich
die Bundes- und Landesregierung klar
zum Atomausstieg bekennen“, forderte
Schäfer-Gümbel. Die hessische SPD habe
bereits vor der Landtagswahl 2008 ein kla-
res Konzept für einen hessischen Weg zur
Energiewende vorgelegt. Die SPD biete
deshalb der Landesregierung Unterstüt-
zung bei der Entwicklung einer Umstiegs-
strategie an. Allerdings müsse dann mit
der „kommunalen Gängelung“ Schluss
sein. Dr. Fabio Longo, Vorstandsmitglied
von EUROSOLAR, kritisierte die schwarz-
gelbe Landesregierung, die Städten und
Gemeinden, die sich für eine örtliche
Energieversorgung aus heimischen er-
neuerbaren Energien engagierten, zu vie-
le Steine in den Weg legen würden. 

„Erneuerbare Energien schaffen Jobs“,
stellte der SPD-Abgeordnete Timon
Gremmels fest. Im vergangenen Jahr hät-
ten 370.000 Menschen in der Branche für

MEHR FREIRÄUME FÜR STÄDTE UND GEMEINDEN
einnahmen beschere. Aber auch die Ge-
meinde Viernheim setzt bereits seit den
80er-Jahren auf Klimaschutz. Schwer-
punkt der Politik von Bürgermeister
Matthias Baaß (SPD) ist Effizienzsteige-
rung durch Energiesparen. Mit einem
Energiesparcheck könne der Verbrau-
cher zu Hause herausfinden, ob er beim
Verbrauch von Strom und Wärme bares
Geld sparen könne.   n

erneuerbare Energien einen Arbeitsplatz
gefunden, im Gegensatz dazu verzeich-
ne die deutsche AKW-Branche lediglich
30.000 Arbeitsplätze. Modellgemeinde
für erneuerbare Energien ist das hessi-
sche Alheim, wo SPD-Bürgermeister
Georg Lüdtke auf Sonnenenergie, Was-
serkraft und Biogas setzt. Er ist stolz dar-
auf, dass die Photovoltaik-Technologie
der Kommune hohe Gewerbesteuer-

Anhand von konkreten Beispielen erläuterten der SPD-Fraktionsvorsitzende Thorsten
Schäfer-Gümbel gemeinsam mit dem SPD-Sprecher für erneuerbare Energien Timon
Gremmels, Matthias Baaß (Bürgermeister von Viernheim), Georg Lüdtke (Bürgermeister
der Gemeinde Alheim) und Dr. Fabio Longo (Vorsitzender EUROSOLAR), wie die Energie-
wende auf allen Ebenen jetzt umgesetzt werden kann und welche Schritte eingeleitet
werden müssen, um schnellstmöglich von der Kernenergie unabhängig zu werden.

ENERGIEPOLITIK
IN EINEM RES-
SORT BÜNDELN
Brief an Herrn Bouffier

Thorsten Schäfer-Güm-
bel hat Ministerpräsi-
dent Bouffier (CDU)
Anfang Mai aufgefor-
dert, die verschiedenen
Arbeitsfelder des Berei-
ches Energie in einem
Ministerium zusam-
menzuführen. Aus Sicht
der SPD ist die Energie-
politik kein Unterthe-
ma der Umweltpolitik,
sondern „Hauptthema
der Wirtschaftspolitik",
so der SPD-Fraktions-
vorsitzende. Das Minis-
terium für Wirtschaft,
Verkehr und Landes-
entwicklung soll zum
Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Ver-
kehr und Landesent-
wicklung aufgewertet
werden. Die Bündelung
vermeide Doppelstruk-
turen, löse gegenseiti-
ge Blockaden auf und
beschleunige die Ener-
giewende in Hessen.
Schon im Jahr 2008 
habe die hessische SPD
gefordert, das Ressort
Energie vollständig
dem Wirtschaftsminis-
terium anzugliedern,
um die Energiewende
schnellstmöglich und
effizient umzusetzen.
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FAIR STATT PREKÄR –
GERECHTE LÖHNE STATT LEIHARBEIT
Betriebsrätekonferenz der SPD-Landtagsfraktion und des DGB-Hessen

Auf einer Betriebsrätekonferenz in Frankfurt diskutierten am 17. März der hessische
SPD-Landes- und Fraktionsvorsitzende Thorsten Schäfer-Gümbel mit Stefan Körzell
(DGB-Landesvorsitzender Hessen-Thüringen), Isaf Gün (IG-Metall-Vorstand, Ressort
Frauen und Gleichstellung) und Armin Schild (Bezirksleiter IG-Metall Frankfurt) mit
über 50 Betriebsrätinnen und Betriebsräten aus Hessen über gerechte Bedingungen am
Arbeitsmarkt. Moderiert wurde die Konferenz von der stellvertretenden Fraktionsvor-
sitzenden Petra Fuhrmann.

„Die Börsenfusion schädigt den Finanz-
platz Frankfurt.“

BÖRSENSTANDORT FRANKFURT SICHERN PEINLICHE RÜGE
FÜR CDU UND FDP

Die hessische SPD-Landtagsfrak-
tion und der DGB Hessen-
Thüringen haben sich bei einer

gemeinsamen Betriebsrätekonferenz am
17. März in Frankfurt für gerechte Löhne
und faire Beschäftigungsverhältnisse
ausgesprochen. „Gerechte Löhne sind die
Grundlage einer zukunftsfesten und er-
folgreichen Wirtschaft“, erklärte Thors-
ten Schäfer-Gümbel. Menschen, die den
ganzen Tag arbeiten, müssten von ihrem
Lohn leben können. Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit gelte für Frauen und Män-
ner genauso wie für Leiharbeiter und
Stammbelegschaften. Der Vorsitzende
des DGB Hessen-Thüringen, Stefan Kör-
zell, forderte die Einführung eines Tarif-
treue- und Vergabegesetzes in Hessen.
Durch das Prinzip, dass der billigste An-
bieter den Auftrag erhalte, würden Dum-
pinglöhne auch noch mit Steuergeldern
gefördert. Körzell lobte in diesem Zusam-
menhang die Gesetzesinitiative der SPD-
Fraktion im Hessischen Landtag. Öf-
fentliche Ausschreibungen dürften nicht
die Betriebe benachteiligen, die Tarifver-
träge einhielten. Nur so könnten Lohn-
dumping und Ausbeutung von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern Gren-
zen gesetzt werden. 

Gemeinsam forderten sie eine neue
Ordnung am Arbeitsmarkt. Besorgniser-

regend sei, dass vier von zehn Arbeit-
nehmern heute in atypischer Beschäfti-
gung, also befristet oder in Leiharbeit,
beschäftigt seien. Fakt sei auch, dass
jede dritte Frau in Hessen im Nied-
riglohnsektor arbeite. Problematisch sei,
dass die Hälfte aller unter 35-Jährigen
noch nie eine unbefristete Stelle gehabt
habe. Der IG-Metall-Bezirksleiter, Armin
Schild, kritisierte, dass das Instrument
Leiharbeit konzipiert worden sei, um
Auftragsspitzen abzufangen, jedoch in
zwei Drittel der hessischen Metallbe-

triebe kontinuierlich Leiharbeit statt-
finde. „Heute wird in der Metall- und
Elektroindustrie Leiharbeit hunderttau-
sendfach dazu missbraucht, Arbeits-
und Tarifbedingungen zu unterlaufen“,
empörte sich Schild. Er forderte den Ge-
setzgeber auf, Lohndumping im vorlie-
genden Entwurf zur Änderung des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG)
einen Riegel vorzuschieben. Abwei-
chungsmöglichkeiten vom Grundsatz
des „Equal Pay“ müssten im AÜG gestri-
chen werden. n

In den Fusionsplänen der Deutschen
Börse mit der New Yorker NYSE sieht
der SPD-Fraktionsvorsitzende Thors-

ten Schäfer-Gümbel ein Risiko für den
Finanzplatz Frankfurt. Da das Land Hes-
sen die Börsenaufsicht über die Deut-
sche Börse in Eschborn bei Frankfurt
führe, sei sie jetzt in der Pflicht, die ge-
plante Fusion der Börsen von Frankfurt
und New York genau zu prüfen. Sollten
in Frankfurt Arbeitsplätze verloren

gehen, würde die SPD den Fusionsplä-
nen nicht zustimmen. „Unser Ziel ist
vielmehr die Stärkung des Finanzplatzes
Frankfurt“, stellte Schäfer-Gümbel bei
einem Treffen mit Betriebsratsvertre-
tern der Deutschen Börse und ver.di fest.
Sollten zentrale Geschäftsbereiche der
Börse mittelfristig nach New York ab-
wandern, hätte dies unabsehbare Fol-
gen für den Finanzplatz Frankfurt. „Die
Finanzkrise hat uns doch allen deutlich
vor Augen geführt, dass wir einen star-
ken, geordneten und transparenten Fi-
nanzmarkt brauchen“, stellte Schä-
fer-Gümbel klar. Notwendig sei jetzt die
Zentrierung der neuen europäischen
Aufsichtsbehörden sowie eines Stabi-
litätsrats am Standort Frankfurt, die
Ausweitung geltender Regulierungs-,
Aufsichts- und Transparenzvorschriften
auf alle Finanzdienstleistungen, eine
Standardisierung derivativer Finanz-
instrumente, für die eine grundsätzliche
Börsenpflicht gelten müsse, und die
Stärkung des leistungsfähigen Sparkas-
sensystems.  n

In der sogenann-
ten Steuerfahn-
der-Affäre haben

sich SPD und Grüne
vor dem Staatsge-
richtshof erfolgreich
gegen die schwarz-
gelbe Landesregie-
rung durchgesetzt.
Indem sie den Auftrag des Untersu-
chungsausschusses erweitert hätten,
„haben CDU und FDP die Rechte der
Opposition missachtet“, so die Richter
einmütig. Der Ausschuss sollte klären,
warum vier Steuerfahnder aufgrund
fehlerhafter psychiatrischer Gutachten
zwangspensioniert wurden. Der finanz-
politische Sprecher der SPD-Fraktion,
Norbert Schmitt, bewertete das Urteil
des Staatsgerichtshofs als „schwere juris-
tische Niederlage für die schwarz-gelbe
Koalition“.  Der für die falschen Diagno-
sen verantwortliche Psychiater ist be-
reits verurteilt.  n
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„BEAMTEN-
RECHT MUSS
TARIFRECHT
FOLGEN“
Die Beamten des Lan-
des Hessen dürften
nicht von der all-
gemeinen Entgeltent-
wicklung abgekop-
pelt werden, forderte
der Parlamentarische
Geschäftsführer der
SPD-Fraktion, Günter
Rudolph. Deshalb 
erwarte er, dass
schnellstens auch die
besoldungsrecht-
lichen Voraussetzun-
gen für die Übertra-
gung der in diesem
Jahr vorgesehenen 
Einmalzahlung von
360,- € sowie der
rückwirkenden line-
aren Erhöhung um 
1,5 % zum 01.04.2011
und der Übernahme
der weiteren linearen
Erhöhung um 2,6 %
zum 01.3.2012 ge-
schaffen werden.“

Die Einigung im 
Tarifstreit zwischen
den öffentlich 
Beschäftigten des
Landes Hessen und
der Landesregierung
Anfang April hatte
Rudolph begrüßt. Er
zeigte sich erfreut,
dass die Tarife der
hessischen Beschäf-
tigten nun endlich
auch denen der an-
deren Bundesländer 
angepasst worden
waren und gratulier-
te den Gewerkschaf-
ten des öffentlichen
Dienstes für diesen
Verhandlungserfolg.
n

Günter Rudolph, MdL

FO
TO

: A
LE

XA
N

D
ER

 P
AU

L 
EN

G
LE

RT

Norbert Schmitt, MdL



Wer Fragen zur Bildungspoli-
tik, inneren Sicherheit oder
der Energiewende in Hessen

hat, kann seit Anfang April alle 118 hessi-
schen Landtagsabgeordneten öffentlich
befragen. „Der öffentliche Dialog im In-
ternet schafft mehr Transparenz zwi-
schen Bürgern und Parlamentariern“, ist
der Parlamentarische Geschäftsführer
der SPD-Fraktion, Günter Rudolph, über-
zeugt. Mit monatlich fast 400.000 Besu-
cherinnen und Besuchern ist abgeordne-
tenwatch.de das größte politische Dia-
logportal Deutschlands. Das Projekt wird
durch Spenden, Förderbeiträge und Me-
dienpartnerschaften (u. a. Spiegel-Online)
finanziert.  n

sind Frauen, die eines verbindet“, zog die
SPD-Politikerin Bilanz. Sie alle seien Erste
auf einer Top-Position in der Politik gewe-
sen – erste Bundesministerin, erste Bun-
destagspräsidentin, erste Ministerpräsi-
dentin, erste Bundeskanzlerin und erste
Ministerin in Hessen. Im Vergleich dazu
sehe es in der Wirtschaft eher „düster“
aus. „Auf die erste BDI-Präsidentin oder
die erste Bundesbank-Chefin müssen wir
wohl noch ein wenig länger warten“,
stellte Fuhrmann fest. 

Am 28. Februar begrüßte die stell-
vertretende SPD-Fraktionsvorsit-
zende Petra Fuhrmann über 300

Frauen im Hessischen Landtag, um das
erste Jahrhundert „Weltfrauentag“ zu fei-
ern. Inge Wettig-Danielmeier, langjährige
Bundesvorsitzende der Arbeitsgemein-
schaft sozialdemokratischer Frauen (AsF),
erinnerte in ihrer Festrede an den hefti-
gen Widerstand in der Partei, der den
Frauen beim Kampf um die Verankerung
der Quote entgegenschlug. Doch die
streitbaren Powerfrauen blie-
ben hartnäckig und letztend-
lich erfolgreich: seit 1988 steht
die Quote verbindlich im Or-
ganisationsstatut der SPD.

Die vergangenen Jahr-
zehnte sei jedoch eine Menge
Frauenpower notwendig ge-
wesen, um die Situation von
Frauen zu verbessern. Fuhr-
mann bedauerte, dass nur
wenige Frauen an die „Schalt-
stellen der Macht“ gekom-
men sind. „Dr. Elisabeth
Schwarzhaupt, Annemarie
Renger, Heide Simonis, Ange-
la Merkel oder Vera Rüdiger

100 JAHRE UND EIN BISSCHEN WEITER ...
EMPFANG ZUM INTERNATIONALEN FRAUENTAG 2011

MOTIVIEREN
UND
MITMACHEN 
mann, Faeser, Gremmels, Müller, Hoff-
mann, Gnadl und Schäfer-Gümbel ge-
wandt hatten, nahmen auch an einer
Führung durch den Hessischen Landtag
und der Plenarsitzung teil, um sich aus
erster Hand über den politischen Be-
trieb in Wiesbaden zu informieren. n

Die SPD-Fraktion im Hessischen
Landtag hatte am 14. April an-
lässlich des Girls´Days junge

Mädchen im Alter zwischen 12 und 15
Jahren zu sich in den Landtag eingela-
den. Die 35 Mädchen, die sich an die
Wahlkreisbüros der Abgeordneten Fuhr-

1911 hätten sich die Frauen unter dem
Motto „Heraus mit dem Frauenwahl-
recht“ versammelt. 1931 sei dann die Lo-
sung „gegen Naziterror und Krieg, für
Sozialismus und Frieden“ gewesen. 1932
hätten die Nationalsozialisten dann den
Internationalen Frauentag verboten und
eine „Mutterkreuz-Ideologie“ installiert.
Mit dem Engagement der neuen autono-
men Frauenbewegung Ende der 60er-Jah-
re sei dann der 8. März wieder stärker ins
Bewusstsein der Gesellschaft gerückt.

Frauenwahlrecht, Mutter- und
Kinderschutz und legaler
Schwangerschaftsabbruch ste-
hen heute auf der „Habensei-
te“, zog Fuhrmann Bilanz. So-
lange Forderungen wie „glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit“
noch nicht umgesetzt seien, sei
der Kampf um Gleichberechti-
gung noch nicht beendet. „Ma-
chen wir der Schnecke Fort-
schritt endlich Beine!“, bekräf-
tigte sie die Forderungen der
Frauen, bevor das Galli-Theater
mit „Männerschlussverkauf“
für einen heiteren Ausklang
des Abends sorgte.  n

BÜRGER 
FRAGEN –
ABGEORDNETE 
ANTWORTEN

Inge Wettig-Danielmeier und Thorsten Schäfer-Gümbel im Kreise
von erfolgreichen SPD-Politikerinnen, Bürgermeisterinnen und Ab-
geordneten.
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RÜGE AUS
KARLSRUHE

Als „falsch und hand-
werklich dilettan-
tisch umgesetzt“ kri-
tisierte Dr. Thomas
Spies die Privatisie-
rung der Uniklinik
Gießen und Marburg.
Die Universitätsklini-
ken waren im Jahr
2006 privatisiert wor-
den. In arbeitsrecht-
licher Hinsicht er-
klärte das Bundes-
verfassungsgericht
im Februar die Priva-
tisierung für teil-
weise verfassungs-
widrig. Arbeitnehmer
im öffentlichen
Dienst dürften nicht
gegen ihren Willen
zu einem privaten 
Arbeitgeber verscho-
ben werden. Der ge-
sundheitspolitische
Sprecher kritisierte,
dass das Land Hessen
versäumt habe, ent-
sprechende Rückla-
gen anzulegen, ob-
wohl schon vor fünf
Jahren ein Gericht
Zweifel an der Verfas-
sungsmäßigkeit der
Privatisierung geäu-
ßert habe. Spieß for-
derte, dass die Be-
schäftigten nun frei
wählen sollten, ob sie
beim Land Hessen be-
schäftigt bleiben oder
ans privatisierte Uni-
klinikum wechseln
wollten. Die hand-
werklich in jeder 
Hinsicht unzurei-
chend umgesetzte
Privatisierung sei ein
„Desaster“. n
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